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Der 44° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 47° Januar 4975 durch den

Vorsitzenden Richter Dr° H a u e i s e n ‚
die Richter

H e y e r und Dro R e i n h o l d und die ehrenamt—

lichen Richter B e n e d y 0 z u k und H o e s c h

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts für das Saarland vom 28° September 4974

wird zurückgewieseno

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu
erstatten°
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Der Kläger begehrt von der Beklagten die Anrechnung von
Versicherungszeiten, die er in Ungarn zurückgelegt hat° Vom

44° November 4944 bis 45° Oktober 4949 war er als Assistenz—

arzt im Städt° Johannes—Krankenhaus in Budapest und an—

schließend bis 4° November 4956 als Assistenz— und Chefarzt

in verschiedenen städtischen und staatlichen Krankenhäusern

‚in Budapest beschäftigto Nach dem Aufstand in Ungarn kam er

4956 in die Bundesrepublik und erwarb 4966 die deutsche

Staatsangehörigkeit° Die Beklagte lehnte die Anerkennung

der ungarischen Zeiten mit Bescheid vom 25° April 4969 ab;

den Widerspruch des Klägers wies sie mit Bescheid vom

40 August 4969 zurück°

Klage und Berufung des Klägers blieben ohne Erfolg° Das

Landessozialgericht (LSG) hat in seinem Urteil vom 280 Sep—

tember 4974 ausgeführt, der Kläger gehöre nicht zu dem be—
günstigten Personenkreis des 5 4 des Fremdrentengesetzes

(FRG)„ Unstreitig falle er nicht unter 5 4 Buchstoa? c‚ d
oder e FRG° Er werde aber auch nicht von 5 4 Buchst„ b FRG
erfaßt, da er den ungarischen Versicherungsträger nicht in—

folge der Kriegsauswirkungen nicht mehr in Anspruch nehmen

könne° Ursächlich für diese Unmöglichkeit seien nicht die

Kriegsauswirkungen, sondern die Tatsache? daß er in der Zeit

vom 44„ November 4944 bis zum Ende des 20 Weltkreiges keiner

gesetzlichen Rentenversicherung im Sinne des EEG angehört

habe° Das ungarische Gesetz Nr° XL über die obligatorische

Alters—, Invaliden—‚ Witwen— und Waisenversicherung vom
28° Juli 4928 habe die öffentlichen Bediensteten von der

Rentenversicherungspflicht allgemein ausgeschlossen; später

sei dann zwar durch die Verordnung Nr° 7850/4957 mit Wirkung

vom 4° Januar 4958 ein Teil der Beschäftigten des ungarischen

öffentlichen Dienstes der allgemeinen Rentenversicherung zu—
gewiesen worden; % 27 Abs° 4 dieser Verordnung habe aber die

öffentlichen Bediensteten in Budapest von dieser Regelung aus—
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genommeno Deshalb müsse davon ausgegangen werden‚ daß der

Kläger als städtischer Angestellter in der allgemeinen

Rentenversicherung versicherungsfrei gewesen seio Er habe

einem System zur Sicherung der Beschäftigten im öffentlichen

Dienstangehört9 nicht aber einer gesetzlichen Rentenver—

sicherung im Sinne des 5 45 Abs° 2 FRG° Die ungarische
Verordnung Nr° 50 (vom Jahre 4954) habe allerdings nach—

träglich eine Gleichbehandlung aller Beschäftigungszeiten

vor dem 4° Januar 4952 mit den späteren Versicherungszeiten

gebracht; jedoch beeinflusse diese Neuregelung nicht die

Berücksichtigung von Versicherungszeiten nach dem EEG? das

allein auf die Rechtslage zur Zeit der Beschäftigung ab—

stelle° In der Zeit nach dem Ende des 2° Weltkrieges habe

der Kläger möglicherweise Beiträge zu einem Sozialversiche—

rungssystem im Sinne des EEG entrichtet, jedoch seien die

Kriegsauswirkungen nicht ursächlich dafür, daß er den aus—
ländischen Versicherungsträger nicht mehr in Anspruch nehmen

könnco Bei Zeiten, die nach Kriegsende abgeleistet worden

seien, habe der Berechtigte keine Rechtsstellung gegenüber

einem ausländischen Versicherungsträger infolge der Aus—
wirkungen des 2° Weltkrieges verlorene

Das LSG hat die Revisi0n zugelassen, weil es als Rechtsfrage

von grundsätzlicher Bedeutung angesehen hat, ob auch Per—

sonen, die wegen des Ungarnaufstandes 4956 ihren gewöhn-

lichen Aufenthalt im Bundesgebiet genommen haben‚ wegen der

"Kriegsauswirkungen" den früher für sie zuständigen Vers

sicherungsträger eines ausländischen Staates nicht-mehr in

Anspruch nehmen können°

Der Kläger hat fristgemäß Revision eingelegt mit dem Antrag‚

unter Abänderung des angefochtenen Urteils und

des Urteils des Sozialgerichts für das Saarland

‚vom 7° April 4970 den Bescheid der Beklagten vom
25„ April 4969 idF des Widerspruchsbescheides.vom

4° August 4969 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen‚
die Zeit vom 44° November 4944 bis 40 November 4956

als Versicherungszeit anzuerkennen‚
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unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung

den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht

für das Saarland zurückzuverweisenc

Er rügt die Verletzung von S 4 FRG und meint‚ das LSG habe
die Frage, ob er den ungarischen Versicherungsträger in An—

spruch nehmen könne, und die Frage, ob die Voraussetzungen

des 5 45 Abs° 2 FRG vorlägenv unzulässigerweise vermengto

Nach ungarischem Sozialversicherungsrecht habe er zweifellos

für die Zeit bis zum Ende des 2„ Weltkrieges eine Renten—

anwartschaft besessen‚ die allein deshalb nicht durchsetzbar

sei„ weil er als Deutscher seinen Wohnsitz in der Bundes—

republik genommen habe und infolge des 20 Weltkrieges das

zwischen Ungarn und dem früheren Deutschen Reich abgeschlos»

sene Sozialversicherungsabkommen suspendiert worden seio

Das LSG habe die Zuordnung des Klägers zur Angestellten—

versicherung (AnV) unter Berufung auf eine Sonderregelung

in $ 27 Abs° 4 der Verordnung Nr„ 7850/4957 abgelehnt und
sich insoweit allein auf die Angabe der Beklagten gestützt°

Hiermit habe das Berufungsgericht gegen 5 295 der Zivil—
prozeßordnung (ZPO), der auch im Sozialgerichtsverfahren

entsprechend anwendbar sei, verstoßen° Seinen Antrag, ihm

die Überprüfung der von der Beklagten angeführten Rechts—

quellen zu ermöglichen, habe das Gericht nicht berücksich—

tigt° Selbst wenn aber die Verordnung Nr„ 7850/4957 nicht

einschlägig gewesen sein sollte‚ müsse davon ausgegangen

werden‚ daß eine entsprechende Regelung in einer anderen

Verordnung getroffen worden sei° Auf jeden Fall sei die

Zeit vor dem Ende des 20 Weltkrieges schon deshalb anzu—
rechnen‚ weil seit dem 4° Januar 4952 durch die Gesetzes—

verordnung Nr° 50/54 die früheren Beschäftigungszeiten mit—

berücksichtigt würdené Auch für die Zeiten nach dem 80 Mai

4945 lägen die Voraussetzungen des 5 4 b FRG vor, da der
Volksaufstand in Ungarn von 4956 und seine Flucht die Folge

des 2° Weltkrieges gewesen seien„ Im übrigen scheine eine
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Differenzierung zwischen den nach der Genfer Flüchtlings—

Konvention anerkannten Flüchtlingen und jenen im Sinne des

Gesetzes über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im

Bundesgebiet vom 250 April 4954 ungerechtfertigt, weshalb die

entSprechende Anwendung des 5 4 d FRG erwogen werden müsse„

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt;

II

Die Revision des Klägers ist zulässig, aber nicht begründet°

Der Kläger begehrt die Herstellung von Versicherungsunterlagen

nach 5 44 Abs° 2 der Verordnung über die Feststellung von
Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung bei ver—

lorenen‚ zerstörten, unbrauchbar gewordenen oder nicht er—
reichbaren Versicherungsunterlagen (Versicherungsunterlagen-

Verordnung —VuVO_) vom 5„ März 4960 (BGBl I 457) für die
Zeit vom 44° November 4944 bis 4° November 4956, von der er
meint, daß sie nach dem FHG vom 25° Februar 4960 (BGBl I 95)

idF des Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes (RVÄndG) vom
9° Juni 4965 (BGBl I 476) anrechenbar sei; das ist aber nicht
möglich°

Der nach dem FRG berechtigte Personenkreis ist in S 4 dieses

Gesetzes abgegrenzt° Der Kläger ist weder als Vertriebener

im Sinne des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) anerkannt noch

als Deutscher oder früherer Deutscher in ein ausländisches

Staatsgebiet zur Arbeitsleistung verbracht werden; die Anwend—

barkeit des 5 4 Buchst° a oder c FRG scheidet daher aus„' Aber

auch die Buchst° b und d dieser Bestimmung kommen nicht zum Zuge°
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Auf die dort genannten Personen findet % 46 BBG — wonach un—

ter bestimmten Voraussetzungen ausländische Beschäftigungs—

zeiten berücksichtigt werden können — keine Anwendung (@ 47

Abs° 2 Satz 2 FRG)„ Somit bliebe nur die Möglichkeit, etwaige

Beitragszeiten nach 5 45 FRG zu berücksichtigen; solche hat

der Kläger aber allenfalls pagh dem Eintritt von Kriegs—

auswirkungen zurückgelegto

In der Zeit vom 44° November 4944 bis zum Ende des 2° Welt—

krieges ist der Kläger nicht bei einem Versicherungsträger im

Sinne des 5 45 Abs° 2 FEG beitragspflichtig versichert ge—
Wesen‚ weil nach den Feststellungen des LSG die Bediensteten

der Stadt Budapest von der allgemeinen Versicherungspflicht

ausgenommen waren° Die gegen diese Feststellungen gerichte—

ten Angriffe der Revision sind wirkungsloso Die Behauptung

des Klägers„ das LSG habe für diese Zeit nicht festgestellt‚
daß er als städtischer Angestellter, nicht etwa als staat—

licher Bediensteter‚ beschäftigt gewesen sei, trifft nicht

zu° Der Kläger rügt allerdings in diesem Zusammenhang ferner‚

die Verordnung Nr° 7850/4957 habe ihm nicht in vollem Wort—

laut vorgelegen, die Beklagte habe nur eine einzelne Vor—

schrift abschriftlich mitgeteilt; selbst wenn aber die Ver—

ordnung Nr° 7850/4957 seine Versicherungspflicht nicht be—

gründet habe‚ sei das LSG nach @ 295 ZPO quom„ % 202 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zur weiteren Nachprüfung ver—
pflichtet gewesen, ob nicht etwa eine andere gesetzliche Be—

stimmung ihn in die allgemeine Bentenversicherung einbezogen

habe„ Damit will er offenbar geltend machen, das LSG habe

seiner Sachaufklärungspflicht nicht genügt° Aber auch dieser

Vorwurf kann die tatsächlichen Feststellungen des LSG nicht
erschüttern„

Nach @ 462 Absc 2 SGG kann die Revision nur darauf gestützt
werden, daß die Entscheidung auf der Nichtanwendung oder

unrichtigen Anwendung einer Vorschrift des Bundesrechts oder

einer sonstigen im Bezirk des Berufungsgerichts geltenden

Vorschrift beruht, deren Geltungsbereich sich über den Be—

zirk des Berufungsgerichts hinaus erstreckto Danach darf
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das Revisionsgericht die Anwendung und Auslegung ausländischen

Rechts nicht überprüfen° Allerdings ist nur die Würdigung

beigezogener Unterlagen über ausländische Rechtsnormen, nicht

aber das Unterlassen der Ermittlung ausländischen Rechts der

Revision entzogen (BGHZ 40, 497, 204 sowie BSG, Urteil vom
9° Februar 4974 — 40 BV 99/69 —und die dort genannten Fund—
stellen in Rechtsprechung und Schrifttum)° Das Revisions—

gericht ist somit zwar an die Entscheidung des Berufungs—

gerichts über Bestehen und Inhalt ausländischen Rechts wie an

eine tatsächliche Feststellung gebunden, dagegen kann das Zu—

standekommen dieser Entscheidung wie eine Tatsachenfeststel-

lung mit Revisionsrügen angegriffen werden° Die Rüge des

Klägers greift jedoch nicht durch° Als Rüge einer Verletzung

der Sachaufklärungspflicht durch das LSG (@ 405 SGG) hätte er
zumindest vortragen müssen, daß und weshalb sich das LSG von

seiner Rechtsauffassung her zu weiteren Ermittlungen hätte ge—
drängt fühlen müssen und welche konkreten Ermittlungen es noch

hätte anstellen sollen (5 464 Abs„ 2 SGG)„ Er selbst gibt

aber nicht an, daß sich seine Versicherungspflicht aus einem

anderen Gesetz bzw° einer anderen Verordnung ergeben habe, er
stellt das nur als möglich bzw° wahrscheinlich hin° Da aber

der negative Beweis letztlich nicht zu erbringen ist, durfte

sich das LSG ohne nähere Anhaltspunkte mit dem Ergebnis seiner

‘Nachprüfungen zufrieden geben, zumal die Auslegung der vorhan—

denen GeSetze durch die Veröffentlichung im Bulletin der
Internationalen Vereinigung für Soziale Sicherheit über die

Sozialversioherung in Ungarn einleuchtend erschien (vglo

JVSS 4966 S° 96)° Hinzu kommt, daß der Kläger die Vorschrift,
die das LSG angewandt hat, im Wortlaut kannte und auch nicht

etwa behauptet, die Textwiedergabe durch die Beklagte sei

unrichtig oder unvollständig°

Ungarn hat zwar nach 4945 die Anrechnung aller Beschäftigungs-

zeiten vor 4952 in der Sozialversicherung neu geregelt; das
ist aber ohne Einfluß darauf; ob und wie die Zeit bis zum Ende

des 2° Weltkrieges nach dem FRG zu berücksichtigen isto Das FRG

legt die inländische Anrechnung ausländischer Zeiten selbst fest;
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es nimmt hierbei in © 45 BBG inhaltlich Bezug auf ausländische

Rechtssysteme; es stellt aber nur die bei einem Versicherungs—

träger der gesetzlichen Rentenversicherung im Sinne des 5 45

Abs° 2 FRG zurückgelegten Beitragszeiten den inländischen

gleich° Dabei kommt es auf die Rechtsverhältnisse zur Zeit

der Beschäftigung an° Wie die Zeit der versicherungsfreien

Beschäftigung des Klägers vor dem Ende des 20 Weltkrieges

später in Ungarn behandelt worden ist, bleibt für die Anwen—

dung des EEG ohne rechtliche Bedeutung° Diese Zeit ist dem—

nach keine Beitragszeit im Sinne des 5 45 FRG‚ zumal auch nicht

nachträglich dafür Beiträge entrichtet worden sind°

Unerheblich ist es‚ ob der Kläger nach dem 80 Mai 4945, etwa

ab 4° Januar 4952 oder bereits 4946/47, Beitragszeiten im

Sinne des S 45 FRG zurückgelegt hat„ Das LSG hat allerdings

über das Schicksal des Vertrages zwischen dem Deutschen Reich

und dem Königreich Ungarn über Sozialversicherung vom 209 März

4944 (BGBl II 4942 SO 455)? dessen Arte 5 Abso 4 die Zahlung

von Renten in jeden der beiden Vertragsstaaten erlaubte, kei—

ne Feststellungen getroffen„ Es kann deshalb nicht einmal

davon ausgegangen werden, daß Ungarn keine Renten in das

Bundesgebiet zahlt° Aber auch wenn dieser Sozialversicherungse

vertrag im Hinblick auf die seit 4945 bestehenden politischen

Verhältnisse nicht mehr gilt‚ so wären doch dafür‚ daß der

Kläger aus Zeiten nach dem 2° Weltkrieg nicht den ungarischen

Versicherungsträger in Anspruch nehmen könnte, nicht die Aus—

wirkungen dieses Krieges ursächlich (@ 4 Buchst° b FRG)° Die

Bntstehungsgeschichte und der Sinnzusammenhang dieser Vor—

schrift zeigen, daß nur die Auslegung‚ welche ihr das LSG ge—
geben hat, dem Zweck des 5 4 Buchstc b FRG gerecht wird„ Die

heutige Fassung dieser Vorschrift entspricht @ 4 Abs° 2 cc)

des Fremdrenten— und Ausländsrentengesetzes (FAG) vom
7D August 4955 (BGBl I 848), der auf einen Vorschlag des
Bundesrates zurückging (Anlage II zu BT—Druckso 4204 So 55}°

Zur Begründung hatte der Bundesrat ausgeführt: ”Durch diese

Ergänzung würde die Benachteiligung von Personen vermieden

werden‚ die nicht im Zusammenhang mit den Kriegsereignissen‚
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sondern bereits vor dem Kriege ihren Wohnsitz in das Gebiet

der jetzigen Bundesrepublik oder des jetzigen Landes Berlin

verlegt haben „„oco, auf Grund der damaligen Rechtslage
(Sozialversicherungsabkommen1) mit der Erhaltung ihrer bereits
erworbenen Anwartschaften rechnen konnten‚aber infolge der
Kriegsereignisse keine Ansprüche gegen den nichtdeutschen Ver—

sicherungsträger geltend machen können° weiter sollte eine

Benachteiligung der Personen vermieden werden, die früher

bereits im Gebiet der jetzigen Bundesrepublik oder des jetzi—

gen Landes Berlin gewohnt haben, aber die bis zum Kriegsaus—

bruch von einem nichtdeutschen Versicherungsträger gezahlte

Rente nicht mehr erhalten „„„„„ " (aa0)„ Der Gesetzgeber wollte

also ersichtlich nur bereits erworbene Rechtspositionen, die

infolge des Krieges verlorengegangen sind, "entschädigen"°

Das entspricht der Gesamtkonzeption des FRG‚ das Personen?

die infolge des Krieges Beeinträchtigungen in der Renten— und

der Unfallversicherung erlitten haben, der übrigen Bevölkerung

gleichzustellen sucht° Das Bundessozialgericht (BSG) hat bise
her stets in diesem Sinne entschieden und eine ausdehnende Aus—

legung abgelehnt (vgl° BSG 24, 454, 455; Urteile vom 28° Juli-

4970 — 5/4/42 RJ 584/67 — und vom 27° Januar 4974 — 42 HJ 26/69)°

Diese Ansicht wird auch im Schrifttum geteilt (vgl° Gesamt—

kommo, Bd° III, Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neuregelunge—

gesetz‚ Art° 4 5 4 Anm° 9; Verbandskommo, 69 Aufl„, 5 4 FRG

Anm„ 40)° Voraussetzung für die Anwendung des 5 4 Buchst° b FRG

hinsichtlich der naöh4945 zurückgelegten Zeiten wäre also, daß

der Kläger gegenüber dem ungarischen Versicherungsträger eine

Rechtsstellung erworben hatte, die er infolge der Kriegsaus—

wirkungen nicht realisieren kann„ An dieser Voraussetzung

aber fehlt es; der Kläger hat (mögliche) Beitragszeiten erst
nach Eintritt (möglicher) Kriegsauswirkungen erworben; es ist

keine Folge von Kriegsauswirkungen, wenn ehemalige ungarische

Staatsangehörige, die wegen der Ereignisse im Jahre 4956 ge—

flüchtet sind und anschließend die deutsche Staatsangehörigkeit

erworben haben, ihrer Rechte gegenüber dem ungarischen Versiche—

rungsträger verlustig gegangen sind (vgl° Merkle/Michel/Haensel}

Lippert, Fremdrenten— und Auslandsrentengesetz7 2° Auflo‚ '

Stand; Juni 4972‚_FRG%4 Anm°8}„ '
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Auch das Gesetz über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer

im Bundesgebiet (HAuslG) vom 25° April 4954 (BGBl I 269) ist

nicht zugunsten des Klägers anwendbaro Nach 5 4 Abs° 4 die—

ses Gesetzes kann heimatloser Ausländer nur sein, wer am
50° Juni 4950 seinen Aufenthalt im Geltungsbereich des Grund—

gesetzes (GG) oder in Berlin (West) hatten Der Kläger ist
aber erst nach dem Aufstand in Ungarn im Jahre 4956 in die-

Bundesrepublik gekommen° Die Bundesregierung hat von der

Ermächtigung des 5 4 Abs° 2 HAuslG zur Gleichstellung anderer

ausländischer Flüchtlinge keinen Gebrauch gemacht„ Eine ent—

sprechende Anwendung des 5 4 HAuslG auf Personen, die nach

dem Stichtag in das Bundesgebiet gelangt sind‚ ist im Rahmen

des S 4 d FRG nicht zulässig (Vgl° BSG‚ Urteil vom 25° Mai
4972 — 44 RA 478/74)0 Das Gesetz enthält insoweit keine

Lücke, die das Gericht auszufüllen berechtigt wäre° In dem

SchriftliChen Bericht des Ausschusses für Sozialpolitik über

den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines FANG

zu BT—Drucksb 4552/III Arto 4 5 4 heißt es, der Ausschuß habe

einen Antrag (des Zentralverbandes ausländischer Flüchtlinge

und des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen

für Flüchtlinge), das Gesetz auf alle heimatlosen Ausländer

und nichtdeutschen Flüchtlinge im Sinne des Londoner Ab—

kommens vom 45° Oktober 4946 und der Konvention vom 28° Juli

4954 auszudehnen‚ abgelehnt° Nach Meinung des Ausschusses

für Sozialpolitik handelt es sich insoweit nicht um ein Pro—

blem‚ das durch ein einzelnes Land befriedigend zu lösen sei;

eine den Interessen aller Beteiligten angemessene Lösung

könne nur durch eine überstaatliche Regelung oder den Abs

schluß eines mehrseitigen Abkommens gefunden werden° Damals

waren aber bereits ungarische Flüchtlinge in der Bundesrepue

blik und das Problem ihrer Rechtsstellung in den zuständigen

Gremien (einschließlich der UNO) ausführlich erörtert wordenc

Die Situation der ungarischen Flüchtlinge war dem Gesetzgeber

bei der Beratung des FRG also bekannt; er hat ihre Bin—

gliederung in das Fremdrentenrecht offensichtlich nicht

gewollt„

Die im HAuslG getroffene Regelung, wonach nur solche Personen

begünstigt werden, die bis zum 500 Juni 4950 ihren Aufenthalt
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im Geltungsbereich des GG hatten, verstößt auch nicht gegen

Arü 5 Abs° 1 des GG, weil es sich dabei ausschließlich um
Personen handelt, die während des 2° Weltkrieges oder wegen

der durch ihn verursachten Macht— und Bevölkerungsverschie—
bungen fliehen mußten° Der deutsche Gesetzgeber sah_sich in

besonderem Maße verantwortlich für jene Flüchtlinge des

20 Weltkrieges, soweit sie sich in der Bundesrepublik nieder—

gelassen hatten„ Das ist eine im Sinne des Art° 5 Abs„ 1 GG

sachgerechte Differenzierung°

Da nach alledem der Kläger aus dem EEG keine Rechte herleiten

kann‚ muß seine Revision gegen das Berufungsurteil zurück—

gewiesen werden (5 170 Abs‚ 1 Satz 1 SGG)°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 Abs° 1 SGG°
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